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Richtlinien der Einwohnergemeinde Blron

Ausgabe vom 1. Mai 2023

Merkblatt Anforderungen an Gestaltungsplane
(vom 1. Mai 2023)

Gestltzt auf §§74ff des Planungs- und Baugesetzes des Kantons Luzern (PBG) vom
07.03.1989 (Stand 01.01.2021) und auf Art. 25 des Bau- und Zonenreglements (BZR) der
Gemeinde Bliron vom 31.05.2022 beschliesst der Gemeinderat von Bliron folgende Vorgaben
fur die Erarbeitung von Gestaltungsplanen.

Art. 1 Grundsétzliche Feststellungen

Auf der Grundlage des Bundesgesetzes Gber die Raumplanung (RPG) und der Raumplanungs-
verordnung (RPV) legen die Kantone und Gemeinden ihre Bauvorschriften zur Regelbauweise
und fir Sondernutzungsplane fest. Gestaltungsplane sind Sondernutzungspléane und werden
nach §§ 74ff PBG, allfallig weiteren kantonalen Gesetzen, dem BZR und dem Zonenplan der
Gemeinde BuUron und weiteren kommunalen Grundlagen (z.B. Siedlungsleitbild, Gemein-
destrategie, Beteiligungsstrategie, genereller Entwdsserungsplan, Gefahrenkarte etc.) beur-
teilt. Die Gestaltungsplane haben demgemass hohe Anforderungen an die Siedlungsqualitat,
die Eingliederung in die Umgebung unter Berilicksichtigung des Orts- und Landschaftsbildes,
die architektonische Gestaltung, die Umgebungsgestaltung und an die Aufenthaltsqualitat zu
erflllen. Dabei ist auf eine optimale Erschliessung, den sparsamen Umgang mit Energie, den
haushalterischen Umgang mit dem vorhandenen Bauland und die Nachhaltigkeit in allen drei
Dimensionen Okologie, Gesellschaft und Wirtschaft zu achten. Die Nutzungsart soll der zuge-
ordneten Bauzone entsprechen. Abweichungen davon sind entsprechend zu begrinden.
Zweck und Kosten von Sondernutzungsplédnen werden in §§ 65 und 66 PBG geregelt.

Art. 2 Handhabung

Vorgehen

! Gestaltungsplanverfahren werden von den Grundeigentiimerschaften durchgefiihrt.

2 Es wird empfohlen vor Planungsbeginn die Ausgangslage und den geplanten Planungsab-
lauf mit dem Bauamt zu besprechen.

3 Es wird dringend empfohlen, im Rahmen einer Vorabkldarung den Gestaltungsplan der Ge-
meinde vorzulegen und das Bauprogramm auf die Bedlrfnisse der Gemeinde abzustim-
men. Der Gemeinderat behalt sich vor, Vorstudien, Vorabklarungen oder definitive Gestal-
tungspléne zu Lasten der Gesuchsteller durch externe Fachpersonen oder ein beauftragtes
Fachgremium hinsichtlich ihrer Bewilligungsfahigkeit beurteilen zu lassen.

4 Gesuchstellende haben spatestens mit der Gesuchseingabe darzulegen, inwieweit der Ge-
staltungsplan die Kriterien gemass Art. 2 dieses Merkblattes erflllt. Wo es fiur die langer-
fristige Sicherung der Qualitat erforderlich ist, sind Gestaltungsplaninhalte grundbuchlich
zu sichern (Gemeinschaftsraume, gemeinschaftliche Erschliessungen etc.).



5 Zustandig fur die Prifung des Gestaltungsplans ist das regionale Bauamt RBS. Bewilli-
gungsbehorde ist der Gemeinderat. Er behdlt sich vor, die Gestaltungsplane durch externe
Fachpersonen oder ein beauftragtes Fachgremium hinsichtlich ihrer Bewilligungsfahigkeit
und der beantragten Abweichungen vom BZR beurteilen zu lassen.

6 Bei etappierten Gestaltungsplanen mussen alle Etappen in der vorgegebenen Qualitét rea-
lisiert werden.

Abweichungen vom BZR

7 Abweichungen vom BZR sind unter den Voraussetzungen in § 75 Abs. 3 PBG mdbglich
(max. 3m auf die Gesamthdhe, max. 20 % UZ bei Pflichtgestaltungsplanen und max. 10 %
UZ bei freiwilligen Gestaltungsplénen). Die maximal zuldssigen Abweichungen kdnnen
gem. Art. 25 Abs. 3 BZR nur dann gewahrt werden, wenn dem Gestaltungsplan ein quali-
tatssicherndes Verfahren zugrunde liegt.

Der Gemeinderat genehmigt die maximalen Abweichungen oder einen Teil davon nur dann,
wenn der Gestaltungsplan eine stadtebaulich hochstehende Bebauung ergibt und wenn er
flr das offentliche Interesse erkennbare Vorteile ergibt. Im obligatorischen Planungsbericht
sind die planerischen Massnahmen zur Erflillung dieser Anforderungen zu erlautern und die
besonderen Verhaltnisse darzulegen, welche das Abweichen von den Bauvorschriften recht-
fertigen.

Bei seiner Beurteilung richtet sich der Gemeinderat nach den in Art. 2 aufgefiihrten Kriterien.
Die Auflistung der Kriterien ist beispielhaft und nicht abschliessend.

Art. 3 Kriterien

! Verfahren
Voranfrage beim Gemeinderat
Qualitatssicherndes Verfahren (Entscheid durch Gemeinderat)
Bedurfnisabklarung Bevélkerung und &éffentliche Hand

2 Stadtebauliches Konzept
Qualitatsvoller Charakter mit Wiedererkennungswert
Besonders gute Eingliederung in das Orts- und Landschaftsbild
Bertcksichtigung ortstypischer Gegebenheiten
Erhaltung und gestalterische Integration wertvoller Bausubstanz
Funktionale Anordnung von 6ffentlichen, gemeinschaftlichen und privaten Bereichen

3 Architektonisches Konzept
Konsequentes architektonisches Konzept in Gestaltung, Funktionalitat, Nutzung, Raumbe-
zliigen, Material- und Farbwahl
Fir die Gemeinde ausgewogenes und dem Markt entsprechendes Nutzungsangebot

4 Freiraum
Zusammenhangende Grinflachen
Beschattete Flachen und standortgerechte Bepflanzung
Ausstattung mit Sitzmdglichkeiten und Spielflachen, hohe Aufenthaltsqualitat
Einbezug der natlrlichen Landschaft (topografische Eingliederung, minimale Terrainveran-
derungen)
Angebot und Trennung von privaten und gemeinschaftlichen Aussenbereichen
Pflege- und Unterhaltskonzept
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Mobilitat

Konsequente, auf das Gbergeordnete Verkehrsnetz angepasste Erschliessung
Minimaler Anteil an internen Verkehrsflachen

Einbezug der Angebote des 6ffentlichen Verkehrs

Mobilitdtsmanagement

Parkierungskonzept mit Parkplatzbewirtschaftung

Reduziertes Parkplatzangebot

Angebote flr Elektromobilitat

Oberirdische Uberdachte Veloabstellplatze

Nachhaltigkeit (Anlehnung an SNBS-Standard)

Optimierte Lebenszykluskosten

Gewahrleistung der Handelbarkeit zu jeder Zeit

Ertragspotenzial in gutem Verhaltnis zu den Kosten

Positiver regionalékonomischer Beitrag

Berlicksichtigung des Orts und des Umfelds

Einbezug der Betroffenen und der Zielgruppen

Soziale Kontakte und generationstibergreifende Begegnungen férdernd
Miteinander von Arbeiten und Wohnen unterstiitzend

Hohe Gebrauchs- und Nutzungsqualitaten

Guter Raumkomfort und optimale Raumluftqualitat

Hoher Anteil an begriinten Flachen, auch auf Dachern, minimale Versiegelung
Regenwassernutzung, Biodiversitat fordernd

Optimale Nutzung erneuerbarer Energien

Minimaler Energiebedarf (Gebdudehiille, Gebaudetechnik, Energiegewinnung, Eigenversor-
gung)

Minimierung der Treibhausgasemissionen

Erstellung und Betrieb Ressourcen schonend

Nutzung des Potenzials von Natur und Landschaft

Art. 4 Form und Inhalt

1

2

Zusammen mit dem Plan (Massstab 1:500) und den Vorschriften sind ein Planungsbericht
und ein aussagekraftiges Modell einzureichen. Die Minimalanforderungen an Form und In-
halt von Gestaltungsplanen sind In §§ 7 f der Planungs- und Bauverordnung (PBV) defi-
niert.

Die Gemeinde kann zur Beurteilung der Gestaltungsplane erganzende Unterlagen verlan-
gen oder unzureichende Unterlagen zur Uberarbeitung zurtickweisen.



Art. 5 Ablauf

Gemass § 77 PBG

Zustellung Verfligung an
Grundeigentimer
Beschwerdefrist 20 Tage

Phase Aktivitat Dauer Zustandigkeit
Annahme

Grundlage Grundlagen erarbeiten 12 Monate | Grundeigentimerschaft,
(qualitatssicherndes Verfahren, spezialisiertes Fachbiiro
Studienauftrag, Wettbewerb
0.4a.)

Erarbeitung Entwerfen Gestaltungsplan, 3 Monate Grundeigentimerschaft,
Konsultation Gemeinde und Raumplanungsbiiro
kantonale Fachstellen
Vorprifung beantragen

Vorpriifung Vorpriufung durch regionales 2 Monate Regionales Bauamt,
Bauamt, Gemeinde, kantonale Gemeinde
Fachstellen
Stellungnahme zu Handen
Grundeigentimerschaft /

Raumplaner

Uberarbeitung | Uberarbeitung geméss 2 Monate Grundeigentimerschaft,
Vorprifungsbericht Raumplanungsbiro
Genehmigungsgesuch
einreichen

offentliche Publikation Amtsblatt, 3 Monate Regionales Bauamt,

Auflage offentliche Auflage 20 Tage Gemeinde
Einsprachebehandlung

Genehmigung | Beschluss des Gemeinderats 2 Monate Gemeinde

Art. 6 Einzureichende Dokumente

- Situationsplan, Langs- und Querschnitte 1:500 mit Eintrag der verbindlichen Vorgaben,
Baufelder, Hohen etc.

- Reglement, verbindlich

- Planungsbericht

- Richtprojekt im Mst. 1:200

- Modell nach § 8 Abs. 1 PBV

Plangrundlagen und Beschriebe sind vollstandig und sinngemdss nach § 55 PBV, Beschriftung
gemass § 55 Abs. 5 PBV und von allen Grundstickeigentiimern und Planverfassern unter-
zeichnet 4-fach in Papierform und digital als PDF einzureichen. Das Modell nach § 8 Abs. 1
PBV ist zeitgleich einzureichen.

Allféllige Baugespanne sind vorgangig mit dem RBS zu koordinieren und zur Prifung anzu-

melden.

Weitere Unterlagen sind auf Verlagen von Seiten Gemeinde einzureichen.




Art. 7 Koordination und Zustédndigkeit

Koordinationsstelle und Leitbehérde ist das zustandige regionale Bauamt RBS, Chappeli-
matt 7, 6232 Geuensee.

Art. 8 Inkrafttreten

! Dieses Merkblatt tritt am 1. Mai 2023 in Kraft.

2 Zu diesem Zeitpunkt noch nicht bewilligte Gestaltungsplane sind nach diesen Vorschriften
zu beurteilen.

6233 Buron, 27. Marz 2023

2023-03-27_Gestaltungsplan; Merkblatt - Anforderungen an Gestaltungsplane_definitiv inkl. Formatierung

NAMENS DES GEMEINDERATES
Die Gemeindeprasidentin Der Gemeindeschreiber

Prisca Vogel René Kirchhofer



	Art. 1 Grundsätzliche Feststellungen
	Art. 2 Handhabung
	Art. 3 Kriterien
	Art. 4 Form und Inhalt
	Art. 5 Ablauf
	Art. 6 Einzureichende Dokumente
	Art. 7 Koordination und Zuständigkeit
	Art. 8 Inkrafttreten

